
Vor Giftködern, die im In-
ternet angeboten wer-
den, warnt die Landes-
tierschutzbeauftragte

Julia Stubenbord: Eine Firma mit
Sitz in den USA hat online Gift-
köder und Vergrämungsmittel ge-
gen alle möglichen Insekten,
Weichtiere undWirbeltiere ange-
boten. Über die eingesetzten
Wirkstoffe erfahre man nichts,
mancheMittel würden allerdings
als „Killer“ beworben, sollen also
tödlich wirken. Wer so etwas an-
wendet, verstoße „in sehr vielen
Fällen“ gegen das Tierschutzge-
setz, warnt die Tierschutzbeauf-
tragte des Landes.

Angeboten worden seien auch
Mittel gegen Tiere, die unter be-
sonderem Schutz stehen: „So wer-
den unter den Zieltierarten bei-
spielsweise Füchse, Wildschwei-
ne oder Kaninchen aufgeführt,
welche unter das Jagdrecht fallen.
Viele Arten von Eichhörnchen,
Fledermäusen, Eidechsen oder
Schlangen stehen unter Arten-
schutz“, sagt die Tierschutzbeauf-
tragte. „Zahlreiche Eidechsen-
und Schlangenarten sind zudem
in Deutschland akut gefährdet
und vomAussterben bedroht, wie
beispielsweise die Mauereidech-
se, Zauneidechse, Ringelnatter
oder Kreuzotter.“

Das Tierschutzgesetz verbietet
das Fangen, Fernhalten oder Ver-
scheuchen von Wirbeltieren mit
Vorrichtungen oder Stoffen, von
denen die Gefahr vermeidbarer
Schmerzen, Leiden oder Schäden
für das Tier ausgehen.

Für Verstöße wird ein Bußgeld
fällig. Wer einWirbeltier vorsätz-
lich und ohne vernünftigen Grund

tötet, begeht sogar eine Straftat.
Mit einer Ausnahme: „Schädlin-
ge“, darunter fallen Ratten, dür-
fen von Privatpersonen im eige-
nen häuslichen Bereich oder
durch Schädlingsbekämpfer mit
Gift getötet werden. Die rechtli-
che Einteilung in „Schädlinge und
Nützlinge“ sei aber aus Tier-
schutzsicht veraltet, so Stuben-
bord.

Maßnahmen gegen das US-Un-
ternehmen seien schwierig, weil
kein Firmensitz in Deutschland
ausfindig gemacht werden konn-
te. „Erfreulicherweise konnte je-
doch seit wenigen Tagen festge-
stellt werden, dass die für zahl-
reiche Säugetierarten und Repti-
lien tödlichen Produkte von der
Homepage entfernt wurden“, teil-
te die Tierschutzbeauftragte am
Dienstag mit.

Herstellung und Verkauf tier-
schutzwidriger Produkte werden
laut Stubenbord immer noch als
zulässig angesehen. „Bedauerli-
cherweise“, meint die Tierärztin.
Der Erwerb sei ebenfalls nicht
ausdrücklich verboten. Das sug-
geriere dem Käufer fälschlicher-
weise, er könne die Produkte
dann auch legal anwenden.

Helfen gegen den Handel mit
tierschutzwidrigen Produkten
könnte eine Überprüfung nach
dem Chemikalienrecht auf die
notwendigen Zulassungen der
Stoffe. Auch das Einschalten des
Zolls sei eineMöglichkeit, der bei
entsprechender Rechtslage die
Produkte aus demVerkehr ziehen
kann.

Beim Landestierschutzverband
Baden-Württemberg ist das Pro-
blemmit den Giftködern aus dem

Versandhandel bekannt. Diese
Produkte seien auch für Haustie-
re wie Hunde und Katzen eine
große Gefahr. „Wenn nur das
Ausbringen solcher Köder verbo-
ten ist, der Verkauf aber nicht,
kommt man online weiterhin
leicht an diese Produkte“, sagt
Martina Klausmann. Vor allem
bei Angeboten aus dem Ausland
könne man leider wenig machen,
sagt die wissenschaftliche Mitar-
beiterin des Tierschutzverbandes
in Karlsruhe.

Gute Geschäftemit Verbotenem
Dass der Online-Händler Giftpro-
dukte inzwischen für Deutsch-
land nicht mehr anbiete, sei er-
freulich. „Aber es werden weiter
Geschäfte mit solchen Versand-
angeboten gemacht“, sagt Klaus-
mann. Auch bei Stromhalsbän-
dern für Hunde oder Klebepasten
gegen Tauben laufe das so: Ob-
wohl das Anwenden gar nicht er-
laubt ist, sind sie schnell besorgt.
„Die werden online einfach wei-
ter verkauft und gekauft“ – mit
schlimmsten Folgen. „Mit den
Stromschlägen werden Hunde so
gequält, dass sie aus Angst nur
noch um sich beißen“, sagt Klaus-
mann, „und die Klebepasten kön-
nen auch für Fledermäuse und an-
dere Vögel tödlich sein.“

Oft sei auch Gedankenlosigkeit
der Käufer im Spiel, die mit Rat-
tenködern auf ihren Grundstü-
cken Eichhörnchen, Igel und auch
Haustiere vergiften. „SolcheMit-
tel gehören nur in die Hände von
professionellen Schädlingsbe-
kämpfern“, sagt Klausmann. „An
Laien dürfen sie nicht verkauft
werden.“

Giftköder aus dem Internet
Handel Die Tierschutzbeauftragte des Landes warnt vor Online-Angeboten. Der Kauf ist
zwar nicht verboten, die Anwendung abermeistens schon. Von AlfredWiedemann

SolcheMittel
dürfen

nicht mehr
an Laien verkauft
werden.
Martina Klausmann
Landestierschutzverband

Wer Köder findet,
sollte zur Polizei
Manche der im Online-Handel ange-
botenen Köder sollten als Teig zube-
reitet, andere als Futter verstreut wer-
den, so die Tierschutzbeauftragte des
Landes. Sollte etwas in den Handel
gekommen sein, rät die beim Ministe-
rium für ländlichen Raum angesiedelte
Stabsstelle Tierschutz bei verdächti-
gen Ködern, diese unter Einhaltung ei-
gener Schutzmaßnahmen zu entfer-
nen und die Polizei zu informieren. Ge-
gebenenfalls wird der Köder dann zur
Untersuchung an ein Untersuchungs-
labor geschickt.

Immerwieder legen Hundehasser Ködermit Gift, scharfen Metallteilen oder ähnlichem aus. Foto: Florian Schuh/dpa

Stuttgart. Ein positives Signal,
aber inhaltlich enttäuschend –
das sagen Gewerkschafter über
den offenen Brief des Minister-
präsidenten an Betroffene des Ra-
dikalenerlasses. Das Schreiben
enthalte nur „flaues Bedauern“
über zigfach von Behörden be-
gangenes Unrecht, so der DGB-
Landesvorsitzende Kai Burmeis-
ter in einer Mitteilung am Don-
nerstag.

„Zu einer Rehabilitation der
Betroffenen ist der Ministerprä-
sident offenkundig nicht bereit.“
Dabei warteten die von Berufs-
verboten Betroffenen seit Amts-
antritt des grünen Regierungs-
chefs 2011 auf eine Entschuldi-
gung und eine Entschädigung.
Der DGB bleibe bei seiner Forde-
rung nach einer Entschuldigung,
das Land müsse auch einen Ent-
schädigungsfonds auflegen.

Verdi-Bezirksleiter Martin
Gross kritisierte, dass die Betrof-
fenen zum Teil seit 50 Jahren da-
rauf warteten, „dass einMinister-
präsident für die Fehler der Be-
rufsverbote geradesteht“. Es sei
gut, dass Winfried Kretschmann
diesen Schritt endlich gegangen
sei. „Er gesteht ein, dass vielen
erhebliches Leid zugefügt wurde
und bis heute wird.“ Beim ange-
botenen Gesprächsterminmit Be-
troffenen im Februar sollte eine
Entschuldigung im Namen des
Landes ausgesprochenwerden. Er
erwarte auch, dass das Thema
Entschädigungen „nicht tabui-
siert“ werde.

Dass Kretschmann nicht auf
Zuschreibungen wie „Verblen-
dung, Verirrung oder Demokra-
tiefeinde“ verzichte, sei schade,
sagte Gross. So werde ein „fal-
scher Generalverdacht“ fortge-
führt. Viele seien damals „einfach

nur zur falschen Zeit Mitglied in
der falschen Partei oder Organi-
sation“, so Gross. „Verirrt und
verblendet war schon eher eine
Politik, bei der ein Politiker wie
Hans Filbinger mit nationalsozia-
listischer Vergangenheit zwar
Landesvater werden konnte, ein
DKP-Mitglied wie Werner Sieb-
ler aber nicht Briefträger.“

GEW-Landesvorsitzende Mo-
nika Stein sagte, dass Kretsch-
mann selber 1977 die Einstellung
in den Schuldienst verwehrt wor-
den sei. „Die von der Landesre-
gierung beauftragte Studie be-
scheinigt Baden-Württemberg
eine exzessive Anwendung des
Radikalenerlasses, selbst Reini-
gungskräfte an Hochschulen wur-
den überprüft.“ Deshalb sei es
gut, dass der Ministerpräsident

dies als Fehler benennt. Gleich-
zeitig sei es aber beschämend,
dass „gerade ein grüner Minister-
präsident“ sich nicht entschuldi-
ge und die Opfer nicht entschä-
dige.

„Endlich hat sich der Minister-
präsident bewegt und sein
Schweigen gebrochen. Das war
längst überfällig“, sagte auch Bo-
ris Weirauch, Rechtsexperte der
SPD-Landtagsfraktion. Der Druck
im und außerhalb des Parlaments
habe etwas bewirkt. Kretsch-
manns Erklärung sei aber nur ein
Schritt zur endgültigen Aufarbei-
tung. Geklärt werden müsse auch
eine Entschädigung. aw

Radikalenerlass: Nur
„flaues Bedauern“
Berufsverbote Gewerkschaften und SPD
sind mit Kretschmanns Brief nicht zufrieden
und fordern Entschädigung für Betroffene.

DGB-Landeschef
Kai Burmeister.
Foto: BerndWeiß-
brod/dpa

Reutlingen. Die Leichen der drei
Menschen, die am Dienstag in
Reutlingen beim Brand in einem
Pflegeheim ums Leben gekom-
men sind, sollen bis Freitag obdu-
ziert werden. Dabei werde ge-
klärt, ob es sich bei der jeweili-
gen Todesursache tatsächlich um
Rauchgasvergiftung handele, wie
von den Rettungskräften vermu-
tet worden war, sagte eine Spre-
cherin der Polizei Reutlingen.

Eine 57 Jahre alte Mitbewohne-
rin der Einrichtung steht unter
Verdacht, den Brand gelegt zu ha-
ben. Sie wurde bei dem Brand
schwer verletzt und wird derzeit
in einer Spezialklinik behandelt.
Es gebe Hinweise und Ermitt-
lungsergebnisse, die einen drin-

genden Verdacht begründeten, so
die Polizei. Die Staatsanwalt-
schaft habe einen Unterbrin-
gungsbefehl erlassen. Das bedeu-
tet, dass die psychisch kranke Tat-
verdächtige in einem psychiatri-
schenKrankenhaus untergebracht
wird, sobald es ihr Gesundheits-
zustand zulässt.

Bei dem Brand waren eine
53-jährige Frau und zwei Männer
im Alter von 73 und 88 Jahren ums
Leben gekommen. Das Feuer war
in einer von vier Wohngruppen
des Heimes ausgebrochen. Dort
leben jeweils sieben bis acht psy-
chisch kranke Menschen zusam-
men. Es handelt sich um eine Ein-
richtung der Eingliederungshilfe
für Menschen über 50 Jahre. dpa

Leichenwerden
obduziert
Brand Todesursache der drei Bewohner eines
Pflegeheimes soll eindeutig geklärt werden.
Mutmaßliche Täterin ist nicht ansprechbar.

Straßburg. Kommunalpolitiker
aus Deutschland und Frankreich
machen sich für bessere Bahnver-
bindungen zwischen beiden Län-
dern stark. „Wir brauchen end-
lich eine echte grenzüberschrei-
tende Mobilität“, sagte der Frei-
burger OberbürgermeisterMartin
Horn (parteilos) in Straßburg. Er
traf dort Amtskolleginnen und
-kollegen aus beiden Ländern.
Horn nannte als Beispiel die ge-
plante Bahnstrecke von Freiburg
ins elsässische Colmar, über die
bereits seit Jahren debattiert
wird. Die Gesamtkosten dafür
werden im Elsass auf rund 300
Millionen Euro beziffert. dpa Dieser Zug fährt von Kehl nach Straßburg.
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Mehr Züge zwischen Deutschland und Frankreich Bergwacht
Reform für
Finanzierung
Kirchzarten. Die Bergwacht
Schwarzwald hat eine Reform ih-
res Finanzierungssystems der lau-
fenden Kosten gefordert. Die
Bergretter hätten im Jahr 2022 mit
über 1500 die meisten Einsätze
seit ihres Bestehens gezählt. Da-
runter seien seit Sommer auch
immer wieder Einsätze gewesen,
für die sie von den Krankenkas-
sen nicht bezahlt werden, wie es
in einer Pressemitteilung von
Donnerstag heißt. Die Bergwacht
forderte „eine Übergangslösung
mit den Krankenkassen“. dpa

Vorfälle in Motorsägengeschäften im
Schwarzwald meldet die Freiburger
Polizei: Zwei Männer grasen gezielt die
Geschäfte für einschlägige Diebstähle
ab. In Häusern konnten sie eine teure
Motorsäge stehlen, in Staufen glückte
noch ein Diebstahl, in Waldshut und
Rheinfelden wurde das vereitelt. Die
Männer sollen in einem BMW-SUV mit
französischen Kennzeichen vorfahren.
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Raubüberfall
Zwei Verdächtige
in U-Haft
Pfullendorf/Eigeltingen.Nach dem
bewaffneten Überfall in einem
Supermarkt in Pfullendorf (Kreis
Sigmaringen) sitzen die beiden
Verdächtigen in Untersuchungs-
haft. Das teilten Polizei und
Staatsanwaltschaft am Donners-
tag mit. Gegen sie wird wegen
schweren Raubes ermittelt. Die
Männer im Alter von 17 und 23
Jahren sollen am Dienstagabend
die Mitarbeiterinnen des Super-
markts mit einer Waffe bedroht
und in einem Büroraum gefesselt
haben. dpa
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